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Dickes Lob von höchster Stelle:
Sozialministerin Malu Dreyer zeigte
sich im Gespräch mit der GdP sehr
angetan von der professionellen
und bürgernahen Sicherheits- und
Präventionsarbeit der Polizei. „Die
Polizistinnen und Polizisten leisten
einfach tolle Arbeit“, sollten wir als
erste Botschaft schreiben – was
wir gerne tun.

Mit der Sozialministerin und den Fach-
leuten ihres Ministeriums pflegt die GdP
regen Kontakt, weil viele polizeiliche
Themen  Schnittstellen bis in dieses Res-
sort haben. So reichte denn auch die Ta-
gesordnung des Gesprächs von der be-
trieblichen Gesundheitsförderung bis zur
Gewaltprävention.

Für die Polizei wird zurzeit auf der Ba-
sis des vom Sozialministerium entwickel-
ten „Rahmenkonzeptes für das Gesund-
heitsmanagement in der Landesverwal-
tung“ ein berufsbezogenes Konzept zur
betrieblichen Gesundheitsförderung ent-
wickelt. Die Facharbeiten werden von
wissenschaftlicher Seite und von der Un-
fallkasse Rheinland-Pfalz unterstützt. Im
ersten Schritt ist eine Mitarbeiterbefra-
gung vorgesehen, die Aufschlüsse über
Erwartungen und vorhandene Grundla-
gen geben soll. Die GdP fordert, nicht
nur für die erste Phase der Konzeptent-
wicklung wissenschaftliche Begleitung
einzuholen, sondern diese auf Dauer der
Polizei zur Verfügung zu stellen. Ministe-
rin Dreyer unterstützt die Idee und will
sie mit Minister Bruch, dem bereits ein
entsprechender Brief der GdP vorliegt,
besprechen. 

Die öffentliche Diskussion zeige, dass
der Gesundheitsförderung heute weit
mehr Bedeutung beigemessen werde, be-
tonte Malu Dreyer. Die Landesregierung
trage dieser Entwicklung in vielfältiger
Form Rechnung. Es sei richtig, wenn in-
nerhalb der Verwaltung auch in den ein-
zelnen Fachbereichen die guten Ansätze
weitergeführt und verstärkt würden. Die
Polizei müsse daran ein besonderes In-
teresse haben, weil fast die Hälfte des
Personals im besonders beschwerlichen
Wechselschichtdienst zu arbeiten habe.
Sie bietet auch in diesen Fragen für die

Gesundheitsvorsorge weitere Beratung
durch Experten ihres Ministeriums an. 

In Trier sei ein Probelauf mit der neu-
en fälschungssicheren Gesundheitskarte
angelaufen. 7000 Versicherte könnten so
schon heute mit der Karte 25 örtliche
Ärzte und Apotheker aufsuchen. Der
Versuch sei auf ein Jahr ausgelegt. Rhein-
land-Pfalz nehme damit beim Thema Ge-
sundheitskarte bundesweit eine Füh-
rungsrolle ein. Die GdP nimmt beim The-
ma Gesundheitskarte Sicherheitsaspekte
in den Fokus. Selbstverständlich müsse
dem Datenschutz ein hoher Rang beige-
messen werden. Aber die Karte soll auch
dazu beitragen, Betrugskriminalität zu
vermeiden. Von daher lege die Polizei
Wert auf  Fälschungssicherheit beispiels-
weise durch Aufbringung des Passfotos
des Nutzers. Ministerin Dreyer zeigte
sich überzeugt, dass auch diesen Ge-
sichtspunkten in weitem Umfang Rech-
nung getragen werden kann.

Schritt für Schritt komme man bei der
Entwicklung einer professionellen Lei-
chenschau voran. Das gemeinsame Fazit
zogen GdP und Ministerin Dreyer im
Rückblick auf das GdP-Forum zu diesem
wichtigen kriminalpolitischen Thema vor
wenigen Wochen in Mainz. Dr. Faltin, im
Sozialministerium für diesen Arbeitsbe-
reich verantwortlich, hält Analyse und

konzeptionelle Ansätze der GdP für ziel-
führend und sieht gute Möglichkeiten,
durch die Einbindung von Rheinland-
Pfalz in einer Bundes-AG in dieser Rich-
tung agieren zu können. 

Die zunehmende Jugendgewalt sei ein
ernst zu nehmendes Thema, so die Minis -
terin,  und Rheinland-Pfalz zeige mit sei-
ner Linie, dass man engagierte Gewalt-
präventionsarbeit mit Jugendlichen und
entschiedenes Vorgehen gegen gewalttä-
tige Übergriffe zu einem erfolgreichen
Sicherheitskonzept verknüpfen kann.
Das Haus des Jugendrechts in Ludwigs-
hafen sei hierfür ein gutes Beispiel, das
anderenorts ebenso umgesetzt werden
soll. Sie begrüßte in diesem Zusammen-
hang den GdP-Vorschlag, Prof. Kühne
von der Uni Trier mit einer Studie zur
Unterbindung krimineller Karrieren von
Jugendlichen zu beauftragen. TW
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Bessere berufliche Perspektiven
für die Polizei. Das fordert der GdP-
Landesbeirat mit einer im Dezem-
ber verabschiedeten Resolution. 

War schon der Beförderungstermin 18.
Mai 2007 geprägt von erheblichen Ein-
schränkungen, verschärfen sich durch die
Etatvorgaben die Auswirkungen für 2008
erheblich. Die GdP fordert die Landesre-
gierung auf, sich dieser Problematik anzu-
nehmen und durch einen Nachtragshaus-
halt insbesondere in den problematischen
Beförderungsbereichen zu A 10 und zu
A 11 eine deutliche Verbesserung des Stel-
lenplanes auf den Weg zu bringen. Es darf
nicht eintreten, dass Ernennungen nach
A 10, dem ersten Beförderungsamt nach
dem Laufbahnwechsel, auf Jahre hin nicht
erreichbar sind. Außerdem steht zu be-
fürchten, dass viele Kollegen/-innen des Be-
währungsaufstieges in die zweijährige
Sperrfrist nach § 5 Abs. 3 BeamtVG geraten
und eine Beförderung nach A 10 nicht mehr
den Niederschlag im späteren Ruhegehalt
hätte. Unabhängig von der Forderung nach
einem Nachtragshaushalt sind im Beförde-
rungsverfahren 2008 alle Möglichkeiten
auszuschöpfen, die der Stellenplan und das
Budget zulassen. Damit verbindet sich für

die GdP und die Polizeibeschäftigten des
Landes die Erwartung, dass

1. alle Bewerber/-innen bei Beförde-
rungseignung zum PHM (A 9) ernannt wer-
den und

2. im Hinblick auf die Umsetzung der
zweigeteilten Laufbahn im erweiterten Be-
währungsaufstieg mindestens 30 Prozent
der Bewerber/-innen in den gehobenen Po-
lizeidienst übergeleitet und zum Kommis-
sar/zur Kommissarin (A 9) ernannt werden.

Für den Haushalt 2009 und die Folge-
haushalte sind frühzeitig die Weichen zu
stellen, um die zweigeteilte Laufbahn zum
Abschluss zu bringen und angemessene
Aufstiegsperspektiven im gehobenen und
höheren Dienst zu schaffen. Die GdP for-
dert die Anpassung des Laufbahnrechtes
für den Bewährungsaufstieg. Künftig soll
der Aufstieg in den gehobenen Dienst an
Leistung und Berufserfahrung gekoppelt

werden. Für den
Laufbahnwech-
sel soll sich be-
werben können,
wer sich in einer
Dienstzeit von
mindestens
zehn Jahren be-
währt hat. 

Im Etat 2009
sind in ausrei-
chender Zahl
Stellen vom
mittleren Dienst
in den gehobe-
nen Dienst zu
überführen, um
allen ASA-Ab-

solventen und mindestens der Hälfte der
Beamten/-innen des mittleren Dienstes
nach Bewährung den Aufstieg in den geho-
benen Dienst zu ermöglichen. Für die übri-
gen Beamten/-innen des mittleren Dienstes
ist nach Bewährung der Aufstieg in den ge-
hobenen Dienst im Jahr 2010 zu realisieren.
Weiter fordert die GdP, alle Polizeianwär-
ter/-innen unmittelbar nach abgeschlosse-
ner FH zum PK (A 9) zu ernennen. 

Für die Zukunft müssen die strukturellen
Vorgaben für das Beförderungsverfahren
verbessert werden. Anerkannt und erfolg-
reich wird jegliches Auswahl- und Zuwei-
sungsverfahren nur sein, wenn eine ausrei-
chende Zahl an Beförderungsmöglichkei-
ten in allen Besoldungsgruppen zur Verfü-
gung steht. Das ist die unabdingbare
Grundlage, um mit einem sich von Jahr zu
Jahr anzupassenden Instrumentarium aus

Säulenbildung, Bewährungsregelungen
und zielgerichteten Zuweisungen in der
Zahl der Beförderungsstellen zu einem ver-
stetigten, transparenten und bei dem Groß-
teil der Betroffenen als „gerecht“ empfun-
denen Beförderungsverfahren zu kommen.
An bewährten Parametern für die Beförde-
rungsauswahl wollen wir festhalten. Dies
gilt insbesondere für die Beibehaltung der
Aufteilung des jeweiligen Bewerberkreises
in die Säulen FH/ASA und Bewährungs-
aufstieg. Die GdP will von der Landesregie-
rung und dem Landtag garantiert sehen,
dass alle Kollegen/-innen im Bewährungs-
aufstieg vor Erreichen der Sperrfrist nach
A 10 ernannt werden können. Angesichts
der durch Rechtsprechung eingeschränkten
Möglichkeit der Beförderung nach langjäh-
riger Bewährung im aktuellen Beförde-
rungsamt bei Beförderungseignung  müs-
sen neue Wege gesucht werden, um diesen
Anspruch in allen Fällen Rechnung tragen
zu können. Im Nachtragshaushalt bzw. spä-
testens ab dem Jahr 2009 sind die Stellen-
pläne so aufzustocken, dass binnen vier Be-
förderungsverfahren alle FH/ASA-Absol-
venten aus A 10 nach A 11 und in jedem
Jahr mindestens 20 Prozent der Bewerber/ 
-innen aus dem Kreis der Bewährungsauf-
steiger von A 10 nach A 11 ernannt werden
können. Im gleichen Haushaltsrahmen sind
die Stellenpläne in den Besoldungsgruppen
A 12 und A 13 so aufzustocken, dass eine
angemessene Zahl an Beförderungsmög-
lichkeiten zur Verfügung steht. Die Be-
schreibung und Bewertung der Funktionen
ist anzupassen. Im höheren Polizeidienst
soll die Beförderung nach A 14 spätestens
drei Jahre nach erfolgreich absolvierter Po-
lizeihochschule erfolgt sein. Im Wege einer
Anpassung der Funktionsbeschreibung ist
der Korridor für die Bewertung von Funk-
tionen nach A 15, A 16 und B 3 auszuwei-
ten. Die Funktionsbewertungen und Beför-
derungsverläufe für die Kollegen/-innen
der Verwaltung sollen entsprechend ange-
passt werden. TW
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GdP-Landesbeiratssitzung

Bessere berufliche
Chancen für die Jun-
gen in der Polizei for-
dert Sabrina Kunz
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Ist die Diskussion über Jugendkriminali-
tät und Jugendgewalt notwendig oder po-
pulistisch? Mit dieser Frage leitete NDR-
Chefredakteur Volker Herres den sonntäg-
lichen Presseclub am 13. Januar ein. 

Die Antwort ist – wie so oft im Leben –
weder ein Ja noch ein Nein. Dass die Dis-
kussion notwendig ist, zeigt uns das Leben
Tag für Tag. Spätestens lange Gespräche
mit polizeilichen Jugendsachbearbeitern
lassen auch bei Gewerkschaftern und Per-
sonalvertretern die Meinung zur Gewiss-
heit werden, dass unsere Gesellschaft im
Umgang mit Kindern und Jugendlichen
noch jede Menge Optimierungsspielraum
hat. Darüber muss gesprochen werden; da -
rüber sind auch politische Debatten erfor-
derlich, denn schließlich kostet eine Verbes-
serung der Situation Geld und Personal;
und darüber entscheidet nun einmal der
Haushaltsgesetzgeber. Da geht es um
Mehrheiten und um Akzeptanz in der Be-
völkerung für den sinnvollen Umgang mit
Steuergeldern. Da geht es um die Beseiti-
gung von Vollzugsdefiziten und die Herstel-
lung einer Kultur der Zuständigkeit bei al-

len Beteiligten. Da geht es natürlich nicht
nur um Polizei mit Jugendverkehrsschule,
Diversionsstrategie und Puppenbühne, die
in einem schon tradierten Selbstverständnis
versucht, selbst das Unmögliche möglich zu
machen und sich z. B. rund 200 Jugendsach-
bearbeiter aus dem Fleisch des Wechsel-
schichtdienstes schneidet. Es geht auch um
die Finanzierung von Verbesserungen auf
kommunaler Ebene und auf der Justizseite.
Es geht darum, der Erkenntnis zum Durch-
bruch zu helfen, dass die Kosten für Vorsor-
ge, Prävention und konsequente Verfah-
rensabschlüsse einerseits kaum finanzier-
bar erscheinen, bei genauem Hinsehen aber
die kostengünstigere Lösung gegenüber
dem sonst erforderlichen gesellschaftlichen
Reparaturbetrieb sind. 

All das erfordert Gespräche, Diskussio-
nen und Debatten. Diese Debatten können
aber nur dann zu Verbesserungen führen,
wenn sie frei bleiben von Populismus, kurz-
fristigem Wahlkalkül und dem Angebot
einfacher Lösungen, die auf subtile Weise
an latente Ressentiments gegen Ausländer
und Andersgläubige anzuknüpfen versu-

chen. Markige Sprüche und die Forderung
nach härteren Strafen unter dem Deckmän-
telchen der notwendigen Diskussion nutzen
Niemandem; man kann nur hoffen, dass sie
auch nicht dem Machterhalt dienen. Ein In-
dikator für eine gute Debatte wäre die Be-
teiligung derer, die sich um Vorsorge, Inte-
gration, Prävention und Jugendrecht küm-
mern, statt diese Menschen zu beschimpfen
oder ihre Stellen zu streichen.

Indikatoren für eine gute und vorsorgen-
de Kriminalpolitik sind Gebührenfreiheit
für Kindertagesstätten, staatliches Eingrei-
fen bei drohender Verwahrlosung von Kin-
dern und bei häuslicher Gewalt, Ganztags-
schulen und Vermittlung von Medienkom-
petenz, um nur holzschnittartig einige
Schlagworte zu nennen, die in Rheinland-
Pfalz sowohl die Debatte, als auch die Ent-
wicklung prägen. Ein junger Mensch, der –
ausgestattet mit Bildung und Zukunfts-
chancen – zuversichtlich das Leben angeht,
wird tendenziell allenfalls episodenhaft ab-
weichendes Verhalten zeigen, nicht aber
verrohen und nachhaltig kriminell werden.
Der Staat sollte – wie ein guter Polizist –
konsequent in beiden Richtungen sein; Hil-
fe/Gefahrenabwehr und Repression bedin-
gen einander – zumindest aus ethischem
Blickwinkel. Wahlkampfdemagogen vom
Schlage Kochs nutzen geschickt die Tatsa-
che aus, dass unter den Verlierern in Sachen
familiärer Halt, Bildung und Lebenschan-
cen die Kinder aus Familien mit Migrations-
hintergrund überdurchschnittlich vertreten
sind und tragen dazu bei, dass Feindlichkeit
oder Arroganz gegenüber Fremden, Deut-
schen, Andersgläubigen oder Andersden-
kenden als Motivation für Straftaten dauer-
haft ein Problem bleiben. BB

Markige Sprüche helfen nicht
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JUGENDKRIMINALITÄT
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UNGLEICHHEIT ERZEUGT KRIMINALITÄT

[Kommentar von Ernst Scharbach]

Alle Jahr wieder erregen Gewaltexzesse Jugendlicher die Gemüter. Die ei-
nen sehen das Heil in härteren Strafen, die anderen in besserer Prävention.
DER SPIEGEL widmete den Haupttätern die Überschrift: „Junge Männer: Die
gefährlichste Spezies der Welt“ und fügte die These der Angeborenheit der Ge-
waltbereitschaft junger Männer hinzu.

Die FRANKFURTER RUNDSCHAU berichtete über Pläne der Englän-
der, „Jumbo-Jails“ mit 2500 Insassen zu bauen, weil die vorhandenen Haftplät-
ze nicht mehr ausreichen, um die Verurteilten auch tatsächlich hinter Gitter zu
bringen. Die Zahl der Inhaftierten pro 100 000 Einwohner liegt in Frankreich
bei 85, in Deutschland bei 93 – in England aber jetzt schon bei 148! Die Englän-
der nähern sich damit ihrem Vorbild USA an. Deren Quote: 191.

Was lernen wir daraus: Je ungleicher die Vermögensverhältnisse in den Staa-
ten sind, umso mehr Straftaten passieren, umso mehr fürchtet sich die Gesell-
schaft vor den Habenichtsen, umso höher ist die „Abschreckung“ mittels hoher
Strafen, umso mehr Menschen sitzen im Knast, und so fort.

Die deutschen Gewerkschaften warnen seit Jahren vor dieser Entwicklung
und blieben leider ungehört. Die Schere zwischen arm und reich öffnete sich in
Deutschland seit 20 Jahren immer weiter. Arbeitsplätze für Ungebildete wur-
den radikal wegrationalisiert. Parallel dazu steigen die Gewalttaten der nicht-in-
tegrierten jungen, ausgegrenzten, zornigen, dummen und ungebildeten Men-
schen – viel zu oft mit Migrationshintergrund – unaufhaltsam an.

Es läge im wohlverstandenen Sinne der Reichen, wie auch der übrigen Ge-
sellschaft, für eine Umverteilung von Vermögen (und Chancen) von oben nach
unten zu sorgen. Der gesellschaftliche Ausgleich käme allen zu Gute. Einzige
Voraussetzung: Vernunft. Abgeben als Eigennutz. Aussichten: Gering. Wie
meinte schon die Bibel: „Eher geht ein Kamel durch ein Nadelöhr . . .“
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Die FH der Polizei wird auf die zu-
künftigen Anforderungen ausgerich-
tet. Das versicherte ihr Leiter
Klaus-Jörg Weidmann beim Besuch
der GdP auf dem Hahn.

Welche Zahl an Studierenden in diesem
und dem nächsten Jahr das Studium an der
FH der Polizei auf dem Hahn aufnehmen
wird, ist noch nicht entschieden. Nach der
Zukunftsplanung aus dem Jahr 2004 sollen
es 250 im Jahrgang sein. Hinzu kommt ein
Aufschlag zum Ausgleich der Ausbil-

dungsabgänge aus dem Vorjahr. Die GdP
fordert, die Einstellungsrate deutlich auf-
zustocken, um mittelfristig mehr Personal
für die Inspektionen, Kommissariate und
Einsatzhundertschaften zur Verfügung
stellen zu können.

Die FH der Polizei sei auf eine solche
Entwicklung vorbereitet. Man richte sich
schon seit Wochen in der Lehrgangspla-
nung und Logistik auf ein größeres Ein-
stellungskontingent ein, erläuterte Kolle-
ge Weidmann. Das erfordere allerdings
eine Umstellung auf zwei Einstellungs-
termine pro Jahr. Weiter benötige man
zusätzliche Dozenten und Trainer. Dem
heutigen Personalstand liege eine Aus-
bildungszahl von 300 Polizeianwärtern/
-innen zugrunde. Unterkunft und Studi-
enräumlichkeiten stünden bis zu einer
Zahl von 420 Studierenden zur Verfü-
gung, darüber hinaus müsse nach Aus-
weichmöglichkeiten Umschau gehalten
werden.

Vorrangig sollten aber die schon seit ei-
niger Zeit andauernden Bau- und Sanie-
rungsmaßnahmen zum Abschluss ge-
bracht werden.  Auch die GdP hat den Ein-

druck: Es wird reichlich investiert, aber es
läuft zäh.

Die Bewerberlage ist nach wie vor gut.
Es gibt zwar 25 Prozent weniger Bewer-
bungseingänge, aber dafür ist das Leis -
tungspotenzial besser. Im letzten Jahr ha-
be man rund 500 geeignete Bewerber ge-
habt, für 2008 rechne man mit einer annä-
hernd gleichen Zahl. 

Viel Wert legt die FH-Führung auf den
Ausbau der IT-Infrastruktur auf dem
Hahn. Es wird moderne Notbooks für die
Dozenten geben, die Lehrsäle sind mit

neuester Technik ausgestattet. E-Lear-
ning, ein Bildungsmanagementsystem und
das Campusnetz sind weitere Eckpfeiler in
dem neuen Konzept. Das neue Campus-
netz bringt endlich auch den Studierenden
den Netzzugang aufs Zimmer. Ein breites
Unterrichtsbegleitprogramm mit Tischpa-
pieren und Lernskripten kann damit für
Lerngruppen in den Studierendenwoh-
nungen genutzt werden. Über Intranetan-
gebote stehen praktische Übungsaufgaben
zur Verfügung (z. B. Unfallaufnahme).
Sprachsoftware wird auch beschafft.

Das System bietet weiter Infos zu den
administrativen Bereichen (Studien- und
Lehrpläne usw.). Es wird auch eine „Stu-
dentenecke“ geben, um sich selbst organi-
sieren und darstellen zu können. 

Was die jungen Polizisten/-innen beson-
ders freuen wird: Über das Campusnetz
kann man sich ins Internet einwählen – al-
lerdings kostenpflichtig.

GdP-Fazit des Gesprächs: Unsere FH
der Polizei ist gut aufgestellt und stellt die
Weichen richtig, um zukunftsfähig zu blei-
ben. TW  

Modernes Aus- und
Fort bildungsangebot
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GdP VOR ORT BEI DER LPS/FH

■ Hohe Resonanz auf Brief
Viel Zustimmung findet GdP-

Landesvorsitzender Ernst Schar-
bach für seinen offenen Brief an
MP Kurt Beck und FM Prof. In-
golf Deubel in Sachen Besol-
dungsgesetz. In zahlreichen Zu-
schriften und Anrufen loben Kol-
leginnen und Kollegen die klaren
Worte. Besonders erfreulich: Es
gibt eine ganze Reihe von Ge-
werkschaftsbeitritten, die aus-
drücklich auf den offenen Brief
und die GdP-Aktionen Bezug
nehmen. Ein Beispiel, das Schule
machen könnte.

■ Neue Azubis
Kampf gegen Jugendarbeitslo-

sigkeit: In diesem Jahr erhalten
wieder 13 junge Menschen einen
Ausbildungsplatz in Verwaltung
und Technik der Polizei. Die GdP
hatte gefordert, das Ausbildungs-
programm weiter auszubauen
und die Azubi-Stellen möglichst
frühzeitig an die Behörden zuzu-
weisen. Dem hat das ISM in vol-
lem Umfang Rechnung getragen.

■ Klagen gegen Regress
Die Falschbetankung von

Fahrzeugen bleibt ein Ärgernis
erster Güte. Über Jahre hinweg
ist es nicht durch technische Vor-
sorge gelungen, in jedem Fall den
richtigen Sprit in den Tank zu be-
kommen. Wer als Polizist/-in un-
aufmerksam ist und zur falschen
Zapfpistole greift, wird mit hohen
Regressforderungen belegt. Die
GdP will jetzt in verschiedenen
Musterklagen die Beweislast um-
kehren. Künftig sollen die Behör-
den beweisen müssen, dass sich
„Falschtanker“ über ihr „Augen-
blickversagen“ hinaus grob fehl-
verhalten haben. 

■ Dicke Luft im Büro
Macht Toner-Staub krank?

Dazu gibt es eine neue Studie im
Auftrag des Bundesinstituts für
Risikobewertung. Prof. Dr.
Mersch-Sundermann, Verfasser
der Untersuchung, stellt seine Er-
gebnisse bei einem GdP-Forum in
Trier vor. DP wird in der nächsten
Ausgabe berichten.

Klaus-Jörg Weid-
mann (2. v. r.)
freute sich über
den GdP-Besuch

Kurz und knackig
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In seinen ersten Bewertungen zur Perso-
nalsituation der Bereitschaftspolizei zeigte
Dieter Frank nochmals den Prozessverlauf
der Bepo-Neuorganisation seit 1997 auf. In-
teressant sind dabei die damaligen Aufga-
benbereiche und Personalzahlen mit Lang-
zeitbindungen und Größenordnungen von
rund 300 Polizistinnen und Polizisten, wel-
che der Bepo nicht mehr für die Aufgaben-
bewältigung zur Verfügung standen. Hier
sah das ISM Reformbedarf. Insbesondere
durch den Wegfall der Ausbildung bei der
Bepo und der Neuformulierung des Unter-
stützungsauftrages durch das Rotationsver-
fahren und der Schaffung neuer  Organisati-
onsstrukturen in den operativen Bereichen
(Stäbe, E-Hundertschaften, BFE, TEE,
WTE) der Einrichtung wurde der Service-
leister Bepo neu formuliert. Die statisti-
schen  Entwicklungen der Einsatzzahlen
sprechen absolut für diesen damaligen Re-
formprozess, so Frank. Aus seiner Sicht sind
allerdings  die Personalentwicklungen der
Dienststelle durch langfristige Personalbin-
dungen (beispielsweise bei verschiedenen
Objekt- und Raumschutzmaßnahmen oder
aber dem Vorhalten eines  Stellenpools) be-
sorgniserregend und stellen letztendlich die
Funktionsfähigkeit in Frage. Dabei sind für
ihn auch Auswirkungen durch die vertragli-
chen Verpflichtungen zwischen Bund und
dem Land Rheinland-Pfalz (…Mittelaus-
stattungen) in den notwendigen Betrach-
tungen nicht zu vernachlässigen. Frank stell-
te auch die aktuellen durch das ISM in Auf-
trag gegebenen Optimierungsüberlegungen
bei der BP und die Betrachtungen zum Zu-
sammenwirken zwischen den Präsidien und
der BP vor. Wesentliche Schwerpunkte die-
ser Überlegungen sind: Aufbau einer dritten
BFE am Standort Mainz, die kurzfristige
Gewährleistung für Einsatzunterstützungs-
maßnahmen in Rheinland-Pfalz oder in an-
deren Bundesländern durch zwei Einsatz-
hundertschaften mit je drei Einsatzzügen so-
wie personelle/organi satorische Verände-
rungen bei den beiden existierenden TEE-
en. Abschließende Bewer  tungen liegen der-

zeit noch nicht vor. Für die GdP betonte
Ernst Scharbach, dass diese organisatori-
schen und personellen Überlegungen einer
intensiven gewerkschaftlichen Betrachtung
und Begleitung unterzogen werden. Insbe-
sondere die konkreten Auswirkungen für
die Kolleginnen und Kollegen gilt es dabei
zu beachten. Er führte hierzu die aktuellen
Erhebungen und Bewertungen der GdP zur
Personalsituation im Wechselschichtdienst
aus. Scharbach betonte ausdrücklich, dass
die Bepo mittlerweile im Polizeigefüge ein
unverzichtbarer Bestandteil geworden ist
und das Rotationsverfahren, also das Wech-
selspiel zwischen einer Verwendung in den
geschlossenen Einheiten und dem Polizei-
einzeldienst, seiner Auffassung nach, eine
sehr gelungene Sache der Bepo-Reform aus
1997 ist. Hier setzt Dieter Frank mit seinen
Überlegungen an. Die Personalverläufe bei
der Bereitschaftspolizei aktuell und für die
nächsten Jahre werden sich nicht positiv ver-
ändern. Die Notwendigkeiten für Einsatz -
unterstützungen  steigen ständig und die
Personalzahlen bei der Bereitschaftspolizei
orientieren sich an den Bedürfnissen des Po-
lizeieinzeldienstes. Speziell hier sehen Die-
ter Frank und Franz Ankner Betrachtungs-
und Handlungsbedarf. Die Funktionsfähig-
keit und das mittlerweile anerkannte Ni-
veau der operativen Einheiten der Bereit-
schaftspolizei müssen erhalten bleiben. Hel-

mut Knerr betont, für ihn ist wichtig, dass die
Personalsituation und die ständig steigen-
den Anforderungen an die Bepo nicht auf
dem Rücken der Kolleginnen und Kollegen
ausgetragen werden dürfen. Auch Abstri-
che beispielsweise bei einer sinnvollen und
notwendigen Aus- und Fortbildung für die
Verwendung in geschlossenen Einheiten
darf nach seiner Auffassung nicht die Lö-

sung der vorhandenen
Probleme sein. Ergän-
zend stellte hierzu
Heinz-Werner Gabler
dar, dass bei der rhein-
land-pfälzischen Poli-
zei eine perspektivi-
sche Betrachtung er-
forderlich sei. Organi-
sa torische und takti-
sche Not- oder Teillö-
sungen reichen nach
seiner Auffassung
hierbei nicht aus. 

Im weiteren Verlauf
des Gesprächs stellte

Thomas Will für die GdP die wesentlichs ten
Forderungen für den kommenden Etat dar.
Dabei wurden auch die zu erwartenden Be-
förderungszahlen 2008 speziell für die Bepo
angesprochen. Weitere Themen: Bau- und
Beschaffungsmaßnahmen bei der BP, ver-
schiedene Sanierungsnotwendigkeiten in
den Unterkünften und Ausstattungsbedürf-
nisse bei der Polizeihubschrau  ber staffel.
Die GdP sagte zu, die spezifischen Interes-
sen der Bepo bei den Gesprächen mit Re-
gierung und Parlament einzubringen. Die-
ter Frank informierte die GdP-Vertreter
darüber, dass nach derzeitigem Planungs-
stand die Bereitschaftspolizei in die durch
den Bund gegenüber den Ländern Öster-
reich und Schweiz zugesagten Unterstüt-
zungen mit Polizeikräften bei der Fußball-
europameisterschaft 2008 mit einer Einsatz-
hundertschaft eingebunden ist. Ob der Ein-
satz tatsächlich kommt, ist noch offen. Die
notwendigen Abstimmungen zu diesem län-
derübergreifenden Einsatz laufen derzeit
auf Hochtouren. Ernst Scharbach schilderte
die aktuellen Erkenntnisse von Eurocop
und dem GdP-Bundesvorstand zum Stand
der Versorgungs-, Verpflegungs- und Logis -
tiksituation. Hier wird sich der GdP-Lan-
desvorstand an Innenminister Bruch mit
Forderungen zur Realisierung einer optima-
len Versorgungs-, Verpflegungs- und Logis -
tikregelung wenden. HK

Problemfeld – Personalbindungen
bei der Bepo

LANDESJOURNALRheinland-Pfalz

GESPRÄCHSRUNDE MIT DIETER FRANK

Die Personalsituationen bei der Bepo stellte neben den Themen Haushalts-
situationen 2008/2009 und der personellen Unterstützung anlässlich der
Fußballeuropameisterschaft 2008 in Österreich/Schweiz den Schwerpunkt
einer ersten Gesprächsrunde dar. Dieter Frank, Leiter der Bereitschaftspolizei
und sein Stellvertreter Franz-Dieter Ankner begrüßten die Vertreter des GdP-
Landesvorstandes – Ernst Scharbach, Heinz-Werner Gabler, Thomas Will,
 Alfried Cuidon, Dieter Kronauer, Joachim Lösch und Helmut Knerr – in Mainz.

Dieter Frank (in Uniform links) und Franz-
Dieter Ankner im Gespräch mit der GdP
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Der Hauptpersonalrat konnte der Ein-
führung der blauen Uniform noch nicht
zustimmen, da noch einige Fragen der
Klärung bedürfen. Dabei geht es u. a. um
das verpflichtende Tragen von Namens-
schildern und das aus Sicht des HPR zu
geringe Ausstattungssoll bei Hemden
und Shirts. Der zukünftigen Durchfüh-
rung von Führungsqualifikationen für
neue Führungskräfte wurde zugestimmt.
Die Themen Familie und Beruf und Ge-
sundheitsförderung wurden in die Quali-
fizierungsmaßnahmen aufgenommen.
Eine Vorratsbeschulung ist derzeit nicht
vorgesehen. Dieses Thema wird bei einer
späteren Überprüfung nochmals aufge-
griffen. Herr Kraus von der Projektgrup-
pe Digitalfunk informierte den HPRP

über den derzeitigen Sachstand. Die Per-
sonalräte werden an der Entwicklung
dieser neuen Technik beteiligt. Für die
Personalvertretungen stehen dabei die
Fragen zum Personal und der Sicherheit
im Vordergrund. Koll. Stefan Vehar
(ISM) erläuterte dem HPRP die Beson-

derheiten der Titelgruppe 74, in der die
Ausgaben erfasst werden, die in Zusam-
menhang mit unseren Dienst-Kfz stehen.
Unter Zuhilfenahme erforderlicher Da-
ten versucht das ISM, den Ausstattungs-
grad der zehn Behörden und Einrichtun-
gen (BuE) gerechter zu gestalten. Disku-
tiert wurde ebenfalls die erneuerte Aus-
schreibung der Streifenwagen, die im
Einzeldienst teils für erheblichen Ärger
gesorgt hatte. Vehar bestätigte, dass es in
der Verantwortung der BuE liege, die
Ausstattung den Erfordernissen der
Dienststellen vor Ort anzupassen.

Margarethe Relet, Dieter Kronauer,
Gruppe Tarifbeschäftigte,

Ernst Scharbach, Gruppe Beamte

Blaue Uniform –
noch nicht alle Fragen geklärt

LANDESJOURNAL Rheinland-Pfalz

KURZ BERICHTET AUS DEM HAUPTPERSONALRAT

KG NEUWIED/ALTENKIRCHEN
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Polizisten enttäuscht
Ganz im Zeichen der im Ergebnis ent-

täuschend verlaufenden Besoldungsrunde
stand die Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Neuwied. Kreisgruppenvor-
sitzender Bernd Becker erinnerte in sei-
nem Bericht an die monatelangen Proteste
und die vielfältigen Aktionen der GdP für

eine angemessene Besoldungsanpassung.
Auch Bezirksgruppenvorsitzender Achim
Eggert aus Montabaur zeigte sich von den
Politikern angesichts der Festlegung auf
0,5% Besoldungsaufschlag enttäuscht. Die
verschiedenen Aktionen sieht er aber
schon als Vorbereitung auf den schwieri-
gen Landeshaushalt 2009 und 2010, bei
dem es auch um mehr Personal und besse-

re Beförderungsstellen für die Polizei geht.
Er kündigte an, die Bezirksgruppenarbeit
der GdP zu forcieren. Geplant sei unter an-
derem im Frühjahr eine gemeinsame Sit-
zung des Bezirksgruppenvorstandes mit
Staatssekretär Roger Lewentz. 

Die Wahl des neuen Vorstandes brach-
te folgendes Ergebnis:
Bernd Becker (Vorsit-
zender), Michael Buch-
stäber und Karlheinz
Unkel (stellvertr. Vor-
sitzende), Leo Lück
(Kassierer), Christoph
Frank (stellvertr. Kas-
sierer), Norbert We -
ckerberndt und Kerstin
Leicher (Schriftführer),
Kurt Tiefenau (VL-Ob-
mann), Gerd Degenkolb
(Senioren), Wolfgang
Bruckhoff (Tarifbe-

schäftigte), Anneliese Nuppeney (Frau-
en), Melanie Hahmann (Junge Gruppe),
Wiljo Schiffer (Beisitzer PI Linz), André
Volk (Beisitzer PI Neuwied), Thomas
Hecking (Beisitzer PI Straßenhaus), Sven
Thienemann (Beisitzer KI Neuwied),
Bernd Mockenhaupt (Beisitzer PI Betz-
dorf) und Harald Reuber (Beisitzer KI
Betzdorf). Im Rahmen der Versammlung

wurde Edmund Mertens für seine 60-jähri-
ge Mitgliedschaft in der Gewerkschaft ge-
ehrt. Mit Urkunde und Nadel wurden
ebenso Bernhard Schmidt für 40 Jahre in
der GdP und Thomas Ruthardt für 25 Jah-
re in der GdP ausgezeichnet. Weitere Eh-
rungen für langjährige Gewerkschaftsmit-
glieder werden an anderer Stelle nachge-
holt. Zu ehren sind Isolde Hahn (Witwe
von Heinrich Hahn) für 50 Jahre, Karl-
Heinz Ebert für 40 Jahre sowie Martin Bär,
Peter Geiermann, Siegfried Salz und die
Kollegenwitwe Hildegard Münker für 25-
jährige Mitgliedschaft. BB

Achim Eggert (rechts) gratuliert
Bernhard Schmidt



Anzeige



8 2 - 2008 Deutsche Polizei 

Zur Jahreshauptversammlung der KG
PD Wittlich am 17. 12. 2007 konnte der
Kreisgruppenvorsitzende Horst Zwank
zahlreiche Mitglieder in der Gaststätte
„Casino“ in Wittlich begrüßen. Nach ei-
ner Gedenkminute für  die verstorbenen
Mitglieder nahm Horst Zwank zusam-
men mit dem Landesvorsitzenden Ernst
Scharbach die Ehrungen für langjährige
Mitgliedschaft in der GdP vor. Im Einzel-
nen wurden geehrt: Paul Reuter und
Heinrich Schuler für 50 Jahre; Norbert
Bauer, Helmut Kaspar, Werner Maas,
Christof Meyer, Rudolf Müller und Hugo
Gutjahr für 40 Jahre; Uwe Baden, Georg
Becker, Gerhard Gödert, Karl-Peter
Günter, Peter Könen, Hans-Jürgen May-
er, Hans-Jürgen Metzen, Matthias Niko-
lay, Alois Schilz, Hans-Ulrich Schneider
und Wolfgang Schneider für 25 Jahre.

Der Vorsitzende gab in seinem Tätig-
keitsbericht einen Überblick über die

Aktivitäten der Kreisgruppe seit der letz-
ten JHV. Er ging besonders auf die zen-
tralen und dezentralen Proteste ein, die
die geringe Besoldungserhöhung von

0,5% jedoch nicht verhindern konnten.
Gerhard Gödert legte die Finanzen der
Kreisgruppe offen. Die gute Arbeit der
Kreisgruppe fand bei den Mitgliedern
Anerkennung und der Vorstand wurde
einstimmig entlastet. Auch die anschlie-
ßenden Neuwahlen des Vorstandes gin-
gen ohne „Überraschungen“ über die
Bühne. Horst Zwank wurde erneut ein-
stimmig zum Vorsitzenden gewählt. Mit

gleichem Ergebnis wurden Helmut Wil-
lems und Manfred Sartoris zum Stellver-
treter, Gerhard Gödert zum Kassierer
und Hermann-Josef Klein zum Schrift-
führer gewählt. Zum weiteren Vorstand
wurden als Beisitzer Sylvia Kropp, Jür-
gen Flesch, Hugo Gutjahr, Bernd Bü-
scher und Hans-Jürgen Riemann ge-
wählt. Alois Tomaschko und Hans We-
ber vertreten die Senioren und Anita
Theis die Tarifbeschäftigten im Vor-
stand. 

Nach einem Referat von Ernst Schar-
bach über aktuelle Themen wie beispiels-
weise Besoldung, Personal und Entwick-
lungen im Tarifbereich und einem kurzen
Bericht des Bezirksgruppenvorsitzenden
Josef Schumacher über gesundheitsge-
fährdende Schadstoffe (Toner pp.) hat-
ten die Mitglieder Gelegenheit, mit ihnen
und dem neuen Vorstand über gewerk-
schaftspolitische Themen zu diskutieren,
wovon reger Gebrauch gemacht wurde.

red

Verdiente Mitglieder geehrt

LANDESJOURNAL Rheinland-Pfalz

KG PD WITTLICH

KG PP WESTPFALZ

RUHESTANDSVERSETZUNGEN

WIR TRAUERN UM

Horst Zwank führt die KG Wittlich weiter

Karl Kauf
kritisiert

hohe Belastung
Bei der diesjährigen Jahreshauptver-

sammlung der GdP-Kreisgruppe PP West-
pfalz waren nicht nur freudige Nachrichten
zu übermitteln. Nach den Ehrungen von
Lothar Schwab für 50-jährige Mitglied-
schaft, er verstarb leider völlig unerwartet
zwei Tage später an einem Herzinfarkt, und
Josef Heitz für 25-jährige Mitgliedschaft
wurden die Sorgen und Nöte der Polizeibe-
amten schonungslos offenbart. „Die hohe
Anzahl von eingeschränkt dienstfähigen
Polizeibeamten beim PP Westpfalz und die
immer neuen Aufgabenzuweisungen bei
gleichbleibendem Personal führen zu einer
Überbelastung und zur Schwächung des
Wechselschichtdienstes. Nicht nur die dort
eingesetzten Kolleginnen und Kollegen ha-
ben längst die Grenze ihrer Belastbarkeit
erreicht. Dass deren Engagement nun mit
einer Gehaltserhöhung von 0,5 Prozent ho-
noriert werden soll, setzt dem ganzen noch
die Krone auf“, so der Vorsitzende Karl
Kauf in seinem Bericht. red

Karl Heringer, KG PD Pirmasens, 87 Jahre
Rolf Günther, KG Ww/Rhein-Lahn, 62 Jahre
Lothar Schwab, KG PP Westpfalz, 70 Jahre

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

Dietmar Gaß, KG PP/PD Koblenz
Artur Reutelsterz, KG PP/PD Koblenz
Rudolf Geiger, KG PD Kaiserslautern
Edgar Dickes, KG PP Trier
Monika Provo, KG Vorderpfalz


